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Kartengrundlage: c  GeoBasis-DE/LVermA-SH (www.lverma.schleswig-holstein.de)

Zeichenerklärung

Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiete

(§ 8 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Straßenbegrenzungslinie

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Grünflächen

(§ 9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6  BauGB)

Natur- und Ausgleichsflächen

Maßnahmenflächen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Natur und Landschaft

§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6, § 40 Abs.1 Nr.14  BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege

und Entwicklung von Natur und Landschaft

(§  9 Abs.1 Nr.20 und Abs.6  BauGB)

Anpflanzen: Knicks

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind

Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen

(§ 9 Abs.1 Nr.24 und Abs.6 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

(§ 9 Abs.7 BauGB)

Knick zu erhalten

(§ 21 Abs. 4 LNatSchG)

M1

2. Darstellung ohne Normcharakter

Gem. Flensburg

Flur: 44

vorhandene Flurstücksgrenze und Flurstücksnummer

337

vorhandene Gebäude

Flurgrenze, Gemarkung und Flurnummer

Gemarkungsgrenze

Nutzung

Grundflächenzahl

2.a  Schema zu Art, Maß und Bauweise

Art der baulichen 

52 Höhenlinie mit Höhe über Normal Null

1. Planfestsetzungen

Verkehrsflächen

(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

GRZ

0,8

GH max.  

9 m

a 

Bauweise
Höhe bauliche Anlage 

 max. in Meter

§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-,

§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Erhaltung: Bäume

Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für

Vorkehrungen die zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen

zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes

(§ 9 Abs.1 Nr.24 BauGB)

GRZ 0,8

(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl

Gebäudehöhe als Höchstmaß in Meter

GH max.

9.00 m

Abweichende Bauweise

a

Maß der baulichen Nutzung

(Baumschutzsatzung Flensburg)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,

oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

(§ 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO)

Private Grünflächen

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs.1 Nr.25a Abs.6 und Abs.6  BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für

die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,

sowie von Gewässern

(§ 9 Abs.1 Nr.25b, Abs.6  BauGB)

Nähere Bestimmung der Nutzungseinschränkung

(Lärmpegelbereich VI)

privat

Anbaubeschränkungzone

Anbauverbotszone

3. Nachrichtliche Übernahmen und Kennzeichnungen

Nähere Bestimmung der Nutzungseinschränkung

(Lärmpegelbereich V)

Künftig fortfallende Knicks

zulässige Bauhöhen über Flugplatz Schäferhaus
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A1 Anpflanzgebot (siehe Text Nr......)

S1

S2

Stadt Flensburg

Bebauungsplanes "Nördlich der Lecker Chaussee" (Nr. 287)

Variante VI Stand   22.08.2018

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches und nach § 84 der Landesbauordnung für das Land

Schleswig- Holstein (LBO 2009) wird nach Beschlussfassung durch die Ratsversammlung am

27.09.2018  folgende Satzung über die 2. Änderung des Bebauungsplanes "Nördlich der Lecker

Chaussee" (Nr. 287), bestehend  aus dem Planzeichnung (Teil A) und aus dem Text (Teil B),

erlassen.

Satzung der Stadt Flensburg

über den Bebauungsplan

"Nördlich der Lecker Chaussee"  (Nr. 287)

Es gilt die BauNVO, in Kraft getreten am 27.01.1990, zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom

11.06.2013 (BGBl. I,S, 1548)

Maßstab 1 : 1000

0 10 20 30 40

Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 -11 BauNVO)

1.1     Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass in den Gewerbegebieten

· Tankstellen (ausgenommen Betriebstankstellen) und

· Anlagen für sportliche Zwecke

nicht zulässig sind.

Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die in einem Gewerbegebiet
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen:

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber
und Betriebsleiter, die dem Gewerbegebiet untergeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke,

Vergnügungsstätten

nicht Bestandteile des Bebauungsplanes werden.

Gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 9 Baunutzungsverordnung (BauNVO) sind im
Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. Ausnahmsweise ist Einzelhandel
bis zu einer Größe von max. 250 m² Verkaufs- und Ausstellungsfläche zulässig, wenn sie

· nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs (nahversorgungsrelevante
Sortimente) handeln,

· in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit einem
Großhandels-, Produktions- , Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb stehen und

· diesem gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind.

Innerhalb des Gewerbegebietes ist Internet- bzw. Versandhandel ohne Verkaufsstelle
für den Direktvertrieb zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO, § 16 BauNVO)

2.1     Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)

Innerhalb der Gewerbegebiete beträgt die maximale Gebäudehöhe 10 m.

Die maximale Gebäudehöhe wird gemessen von der Bezugshöhe bis zum oberen
Dachabschluss. Als untere Bezugshöhe für die Ermittlung der Gebäudehöhen wird eine
Höhe von 40 m üNN festgesetzt.

2.2     Grundflächenzahl (§ 23 BauNVO i.V.m. § 19 BauNVO)

In den Gewerbegebieten wird eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8
festgesetzt.

3.  Bauweise, Überbaubare Grundstücksflächen (§ 22 und 23 BauNVO)

3.1     Bauweise (§ 22 BauNVO)

Innerhalb des Gewerbegebietes wird eine abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO
festgesetzt. Gebäude sind entsprechend ohne eine Längenbegrenzung nach § 22 Abs. 2 BauNVO
und ohne seitlichem Grenzabstand zulässig.

3.2     Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO)

Die Gebäude sind gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO an den im Plan durch Baugrenzen
gekennzeichneten Standorten zu errichten.

Bauliche Anlagen und Nebenanlagen, Garagen und überdachte Stellplätze sind nur in einem
Abstand von mindestens 3,25m von Knicks und 3m von Gehölzstreifen aus zulässig.

4.1.Verkehrsflächen und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

4.1     Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Innerhalb des festgesetzten Bereiches ohne Zu- und Ausfahrt ist ein Anschluss an die
Verkehrsflächen nicht zulässig.

5. Immissionsschutz

5.1   Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Zum Schutz schutzbedürftiger Nutzungen in der Nachbarschaft werden gemäß § 1 Abs. 4 Ziffer 2
BauNVO in den Baugebieten entsprechend § 8 BauNVO (Gewerbegebiete) Emissionskontingente

 festgesetzt.

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle
angegebenen Emissionskontingente  nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) nicht überschreiten.

Die Immissionsrichtwerte entsprechend TA Lärm an den bestehenden Wohngebäuden sind
einzuhalten.

In den dem Lärmpegelbereich VI (S1) zugeordneten Teilen der Gewerbegebiete sind für
Aufenthaltsräume unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Raumarten in Abhängigkeit vom
festgesetzten Lärmpegelbereich die in DIN 4109 aufgeführten Anforderungen an die
Luftschalldämmung der Außenbauteile einzuhalten.

Für zum Schlafen genutzte Räume im Lärmpegelbereich V (S2) sind schallgedämpfte
Lüftungselemente vorzusehen, wenn der notwendige Luftaustausch während der Nachtzeit nicht
auf andere Weise sichergestellt werden kann. Das Schalldämm-Maß des Außenbauteils darf
durch Lüftungselemente nicht unzulässig beeinträchtigt werden. Das Schalldämm-Maß des
gesamten Außenbauteils aus Wand/Dach, Fenster, Lüftungselement R'w,res muss den
Anforderungen nach DIN 4109-01:2016 entsprechen.

6. Sonstige Festsetzungen

6.1     Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 i.V.m. § 6 BauNVO)

Die im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gekennzeichnete Fläche ist  von Bebauung
zur Sicherung von Trassen für Versorgungsleitungen freizuhalten.

6.2     Oberflächenwasserbehandlung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

In den festgesetzten Baugebieten ist das auf den Flächen anfallende Oberflächenwasser
(Niederschlagswasser) durch bauliche oder technische Maßnahmen auf dem eigenen
Grundstück zu versickern, wenn die vor Ort angetroffenen Bodenverhältnisse dies zulassen.
Wenn die Bodenverhältnisse eine Versickerung auf dem eigenen Grundstück nicht zu lassen
(durch Bodengutachten zu belegen), sind für das anfallende Oberflächenwasser bauliche
und technische Maßnahmen der Oberflächenwasserbewirtschaftung durch Rückhalt auf
dem eigenen Grundstück vorzusehen.

7. Grünordnerische Festsetzungen

7.1     Grünflächen

Innerhalb der privaten und öffentlichen Grünflächen sind bauliche Anlagen im Sinne des § 2
Abs.1 LBO 2009 unzulässig. Maßnahmen zur Oberflächenentwässerung bleiben hiervon
unberührt.

7.2      Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und
Abs. 6 BauGB)

M1: Auf der festgesetzten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft (Maßnahme M1) ist ein mageres Extensivgrünland zu
entwickeln. Es ist eine Erstherstellung erforderlich entweder durch Neueinsaat der Fläche
mit Regiosaatgut oder durch Mahdgutübertragung z.B. aus den Stiftungsflächen Schäferhaus

Folgende Maßnahmen sind unabhängig von der zukünftigen Form der Nutzung nicht
zulässig:

· die Flächen dürfen (nach der erfolgreichen Erstherstellung) nicht umgebrochen,
gepflügt, gegrubbert oder in vergleichbarer Form bearbeitet werden

· Eine Narbenpflege ist nicht zulässig im Zeitraum vom  15.03.-30.11.

· keine Düngung der Flächen

· kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln

· Es darf keine Mahdgutübertragung von Flächen erfolgen, auf denen  Jakobskreuzkraut
vorkommt. Bei Einsaat von Regiosaatgut soll das Saatgut ausreichende Mengen von
bienen-freundlichen Arten aufweisen.

Bewirtschaftung durch Mahd

· Zweimalige Mahd im Juni und im September

· Das Mähgut muss von den Flächen abgefahren werden

Bewirtschaftung durch extensive Beweidung

· Extensive Beweidung nur durch Rinder oder Schafe

· Weidezeitraum August - November

· keine Zufütterung

· Die Beweidung ist so auszurichten, dass der Aufwuchs der Fläche ausgenutzt wird,
ohne dass flächige Bereiche der Grasnarbe durchgetreten werden

· Der vorhandene Knick auf der Ausgleichsfläche ist von der Beweidung auszunehmen

M2: An den mit M2 und zusätzlich planzeichnerisch festgesetzten Stellen sind Knicks
anzulegen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Entlang der Knicks ist beidseitig mindestens ein 3,25 m breiter Saum zu entwickeln und
dauerhaft zu erhalten. Die Bepflanzung ist mit  Gehölzen vorzunehmen gemäß Anhang C der
„Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ (Erlass des MELUR-SH - V 534-531.04).
Nordwestlich des GE4-West ist der vorhandene Knick zu einem Redder zu ergänzen.

M2: An den mit M2 und zusätzlich planzeichnerisch festgesetzten Stellen sind Knicks
anzulegen, zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten.

Entlang der Knicks ist beidseitig mindestens ein 3,25 m breiter Saum zu entwickeln und
dauerhaft zu erhalten. Die Bepflanzung ist mit  Gehölzen vorzunehmen gemäß Anhang
C der „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ (Erlass des MELUR-SH - V
534-531.04). Nordwestlich des GE4-West ist der vorhandene Knick zu einem Redder zu
ergänzen.

A1-4: In den mit A1-4 gekennzeichneten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist südlich der B199 ein 8,5-10m breiter
ebenerdiger Gehölzstreifen in Reihen zu pflanzen. Dieser hat folgende Pflanzqualitäten
aufzuweisen:

· Reihenabstand 1,00 m, Abstand der Gehölze in der Reihe 1,50 m. Bepflanzung  mit
heimischen Laubgehölzen der folgenden Arten: Feldahorn (Acer campestre, Hainbuche
(Carpinus betulus), Schlehe (Prunus spinosa), Holunder (Sambucus nigra), Weißdorn
(Crataegus spec.), Eberesche (Sorbus aucuparia), Hasel (Corylus avellana

· Pflanzqualität: Sträucher, 2 x v., 60-100 cm, Pflanzung versetzt in Reihen; Die
Gehölze sind vor Verbiss zu schützen.

· Die Gehölze können alle 10--15 Jahre auf den Stock gesetzt werden.

Auf die Einhaltung der Richtlinien für den passiven Schutz an Straßen durch
Fahrzeug-Rückhaltesysteme und die Notwendigkeit der Abstimmung mit dem
Straßenbaulastträger wird hingewiesen.

Verteilung der Ausgleichsmaßnahmen

Die Kosten der Ausgleichsmaßnahmen nach der Festsetzung M1 werden den
Baugebietsflächen wie folgt zugeordnet:

· den Baugrundstücken des GE1 zu 35%

· den Baugrundstücken des GE2 zu 22%

· den Baugrundstücken des GE4-Ost zu 22%

· den Baugrundstücken des GE4-Mitte zu 21 %

Der Ausgleich innerhalb der mit A1-4 gekennzeichneten Flächen gem. textlichen
Festsetzungen wird den Baugebieten wie folgt zugeordnet:

· A1 zu GE1

· A2 zu GE2

· A4 zu GE4-Mitte

In GE1 ist je m² Gewerbefläche 0,35m² Ausgleich in M1 und 0,05m² in A1 zu erbringen.
In GE2 ist je m² Gewerbefläche 0,34m² Ausgleich in M1 und 0,06m² in A2 zu erbringen.

In GE4 Ost ist je m² Gewerbefläche 0,21m² Ausgleich in M1 zu erbringen.

In GE4 Mitte ist je m² Gewerbefläche 0,32m² Ausgleich in M1 und 0,08m² in A4 zu
erbringen. GE4 Mitte wird auch der Ausgleich für die Knickrodung zugeordnet:
Neuanlage 110 m Knick westlich GE4, Neuanlage 22 m Knick westliche GE4 Ost,
Neuanlage von 12 m Knick parallel zu bestehenden Knick auf der Ausgleichsfläche.

7.3     Anpflanzungs- und Erhaltungsgebot (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Für alle als Anpflanzungs- oder Erhaltungsgebote im Plangebiet festgesetzten Bäume,
Sträucher und sonstigen Bepflanzungen sind heimische und standortgerechte Gehölze
zu verwenden, dauerhaft zu erhalten und nach Abgang durch Anpflanzungen der
gleichen Art zu ersetzen. Anzupflanzende bzw. zu ersetzende Bäume sind in der Qualität
3 x verpflanzt zu verwenden und müssen einen Stammumfang von mindestens 16-18
cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Im Kronenbereich jedes
Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 8 m² anzulegen und zu
begrünen. Die Wurzelbereiche der Bäume sind gegen Befahren zu schützen.

8. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 LBO)

8.1     Beleuchtung, Werbeanlagen

Werbeanlagen sind in Form von Schriftzügen, Firmensignets oder Einzelbuchstaben
direkt am Gebäude bis zu einer maximalen Höhe von 2,00 m und einer maximalen
Größe von 2,00 m² zulässig. Die Werbeanlagen dürfen die Gebäudehöhe nicht
überschreiten.

Es sind direkt und indirekt beleuchtete Werbeanlagen zulässig. Lauf-, Wechsel-,
Blinklichtschaltungen und Anlagen ähnlicher Bauart und Wirkung sind nicht zulässig
(hierzu zählen z. B. Wechsellichtanlagen, Wendeanlagen, Leitlichtanlagen,
Digitalbildanlagen, Bildprojektionen sowie angestrahlte Werbeanlagen, deren Lichtfarbe
oder Lichtintensität wechselt). Ebenfalls unzulässig sind sich bewegende Werbeanlagen
(z. B. auf Schienen oder sich drehend). Lichtprojektionen auf oder am Gebäude, in
Schaufenstern, an baulichen Anlagen, auf Grundstücken und auf Straßen, außerdem in
den Luftraum abstrahlende Licht- und Laserstrahlen sind unzulässig.

Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist blendfrei auszuführen. Es sind Leuchtmittel mit
für Insekten wirkungsarmem Spektrum zu verwenden. Werbeanlagen müssen prinzipiell
so konstruiert sein, dass keine Insekten in den Leuchtkörper gelangen können. Die
Lichtquelle einer indirekt beleuchteten Werbeanlage darf vom öffentlichen
Verkehrsraum aus nicht sichtbar sein. Werbeanlagen dürfen nicht in das Lichtraumprofil
des öffentlichen Straßenraumes hineinragen bzw. die erforderlichen Sichtbeziehungen
beeinflussen. Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist zwischen 23.00 Uhr und 5.00 Uhr
abzuschalten.

Nicht an Gebäude befestigte Werbeanlagen sind einmalig pro Stätte der Leistung auch
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen  als freistehende, unbeleuchtete
Werbeanlagen in einer maximalen Größe von 2,00 m² zulässig.

Für die Stellplatzflächen sowie Fußgängerbereiche sind ausschließlich sogenannte
Pollerleuchten mit einer Abschirmung zu verwenden, die ein Abstrahlen des Lichts nach
oben verhindern. Im Bereich der Stellplätze und Fußgängerwege sind die Lampen mit
Bewegungsmeldern auszustatten.

Für die Außenbeleuchtung sind insektenfreundliche Lampen nach Stand der Technik zu
verwenden.  Aus Insektenschutzgründen sind bei der Außenbeleuchtung nur
Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur von 1.750 - max. 3.000 Kelvin zu verwenden.

Entlang der Lecker Chaussee ist eine öffentliche Straßenbeleuchtung unzulässig.

Fahnenmasten sind nur mit innenliegendem Seilzug innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen bis zu einer Höhe von 8,00m (bezogen auf Erdgeschossfußboden
des Baukörpers) zulässig.

8.2     Photovoltaik

Photovoltaikanlagen sind nur auf den Dächern und an den Gebäudefassaden zulässig.
Auf den Dächern sind nur parallel zur Dachhaut liegende Photovoltaikanlagen zulässig.
Zur Vermeidung einer Blendwirkung durch die Anlagen sind ausschließlich Frontgläser
mit einer sehr hohen Transmission und damit niedriger Reflexion einzusetzen.

8.3     Außenfassaden

An den Außenwänden ist die Verwendung von glänzenden und reflektierenden
Materialien unzulässig. Allgemein zulässig ist die Verwendung von gedeckten Farben.

8.4      Dacheindeckungen

Dacheindeckungen aus Ton oder Beton müssen dem roten, schwarzen oder grauen
Farbspektrum zugeordnet sein. Dacheindeckungen aus Metall sind nur zulässig, wenn
beschichtete Metalldacheindeckungen verwendet werden, die die natürliche Farbe des
Metalls erhalten (Kupfer, Zink, Aluminium).

9. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauNVO)

9.1     Anbauverbotszone (§ 9 Abs. 1 FStrG)

Längs der Bundesstraße B 199 dürfen

· Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 Meter außerhalb der zur
Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten,
jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, sowie

· bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an
Bundesstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen,

nicht errichtet werden.

Dies gilt entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Umfangs.

9.2     Baubeschränkungszone (§ 9 Abs. 2 FStrG)

Im Übrigen bedürfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige
Genehmigungen der Zustimmung der obersten Landesstraßenbaubehörde, wenn

· bauliche Anlagen längs der Bundesstraße außerhalb der zur Erschließung der
anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 40 Meter,
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert
oder anders genutzt werden sollen,

· bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der
anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder
Zugänge an der Bundesstraße unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich
geändert oder anders genutzt werden sollen.

Die Zustimmungsbedürftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend für bauliche Anlagen, die
nach Landesrecht anzeigepflichtig sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche
Vorschriften bleiben unberührt.

9.3     Flugplatz

Die Bebauung oder sonstige Nutzungen in unmittelbarer Nähe von Abflugfeuern, sowie
die Einrichtung von Reklamebeleuchtungen im beschränkten Bauschutzbereich und den
Anflugsektoren bedürfen der vorherigen Abstimmung mit der Luftaufsichtsstelle des
Verkehrslandeplatzes Flensburg-Schäferhaus.

Bei der Prüfung von Bauanträgen sind entsprechende §§ des LuftVG
(Luftverkehrsgesetz) und die Hinweise des Ministers für Wirtschaft und Verkehr des
Landes Schleswig-Holstein in der Bauhöhenfestlegung nach § 13 LuftVG für Geländeteile
der Randgemeinden des Flugplatzes Flensburg-Schäferhaus vom 31.01.1979 zu
beachten (siehe beiliegender Bauhöhenplan für den beschränkten Bauschutzbereich
und die Anflugsektoren des Verkehrslandeplatzes Flensburg-Schäferhaus; Stand:
12.03.2012).

10. Hinweise
10.1   DIN-Normen

Die DIN-Norm 4109, Schallschutz im Hochbau wird im Rathaus der Stadt Flensburg 
während der Dienststunden zur Einsicht bereitgehalten.

Das Gebiet liegt zwischen:

- im Norden     der B 199,

- im Osten       der Wohnbebauung Lecker Chaussee

- im Süden      der Lecker Chaussee (Fahrbahnmitte) und

- im Westen    der Lecker Chaussee ( Flurstück Nr.27)

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Ratsversammlung vom 10.09.2015.

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am 18.09.2015 in den Flensburger

Tageszeitungen und im Internet unter www.flensburg.de.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können wurden gemäß § 4

Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am  16.09.2015 unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde am 18.07.2017 durchgeführt.

Der Ausschuss für Umwelt, Planung und Stadtentwicklung hat am 05.09.2017 den Entwurf des Bebauungsplanes und

die Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes sowie die Begründung haben in der Zeit vom 18.09.2017 bis zum 18.10.2017

montags  bis freitags mindestens von 8 bis 15.30 Uhr, donnerstags bis 17.30 Uhr nach § 3 Abs. 2 öffentlich

ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist

schriftlich oder zur Niederschrift geltend gemacht werden können, durch Abdruck in den Flensburger Tageszeitungen

am 08.09.2017 in den Flensburger Tageszeitungen und im Internet unter www.flensburg.de ortsüblich bekannt

gemacht.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können wurden gemäß § 4

Abs. 2 BauGB am  07.09.2017 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

Flensburg, den 18.10.2018

...........................................

Der katastermäßige Bestand am 16.10.2018 sowie die geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen

Planung werden als richtig bescheinigt.

Flensburg, den 24.10.2018

..........................................................................

Katasteramt

Die Ratsversammlung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange am 27.09.2018 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Die Ratsversammlung hat den Bebauungsplan am 27.09.2018 beschlossen und die Begründung gebilligt.

Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit

ausgefertigt.

Flensburg, den 29.10.2018

...............................................................

Oberbürgermeisterin

Der Satzungsbeschluss sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Sprechstunden von allen

Interessierten eingesehen werden kann und die über deren Inhalt Auskunft erteilt, sind am 02.11.2018 ortsüblich

bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und

Formvorschriften und von den Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2

BauGB) sowie auf die Möglichkeiten, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser

Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls

hingewiesen.

Die Satzung ist mithin am 03.11.2018 in Kraft getreten.

Flensburg, den 05.11.2018

...........................................

Planzeichnung (Teil A)
Verfahrensvermerke

Text (Teil B)

AutoCAD SHX Text
LEK festgesetzt. EK festgesetzt. LEK nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) nicht überschreiten.  EK nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) nicht überschreiten.  
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